Geſetzhlatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 11 — Ausgegeben Danzig, den 11. März 1922 


24 Senat und Volkstag haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
zur Ergänzung des Beamtendienſteinkommensgeſetzes vom 23. Dezember 1921, 
(Geſetzblatt Seite 229). 


81. 

Den planmäßig (endgültig) angeſtellten unmittelbaren Staatsbeamten der Freien Stadt Danzig 
wird bis zur anderweitigen Regelung durch den Staatshaushaltsplan neben dem bisherigen Ausgleichs⸗ 
zuſchlag ein weiterer Ausgleichszuſchlag in Höhe von 20 v. H. der erſten 10 000 M ihres aus Grundgehalt 
und Ortszuſchlag beſtehenden Dienſteinkommens gewährt. 

5 8 2. 

Den nichtplanmäßigen (nicht endgültig angeſtellten) Beamten, deu wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten mit 
planmäßiger Vergütung an der Techniſchen Hochſchule und den dieſen gleichgeſtellten Hilfskräften der 
Techniſchen Hochſchule wird bis zu einer anderweitigen Feſtſetzung durch den Staatshaushaltsplan zu den 
ihnen nach dem Beamtendienſteinkommensgeſetz vom 23. Dezember 1921 zuſtehenden Bezügen ein weiterer 
Ausgleichszuſchlag gewährt, der jährlich beträgt: 
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68 
Der im jeweilig lebten Unmwärterdienftjahr dauach zuſtandige weitere Ausgleichszuſchlag wird den 
nichtplanmäßigen (nicht endgültig angeſtellten) Beamten ſolange weiter gewährt, bis fie planmäßig (endgültig) 
angeſtellt ſind. 5 


Der nach 88 1 und 2 gewährte weitere Ausgleichszuſchlag bleibt außer Betracht für die Berechnung 
der Höchſtſätze der Beträge, die den unmittelbaren Staatsbeamten auf Grund der 88 8 und 20 des Be⸗ 
amtendienſteinkommensgeſetzes für die Zuweiſung einer Dienſtwohnung in Anrechnung gebracht werden. 

. 84 

Die durch die Ausführung dieſes Geſetzes entſtehenden Ausgaben ſind zunächſt den durch das 
Geſetz zur Beſtreitung des außerordentlichen Geldbedarfs der Freien Stadt Danzig vom 4. Mai 1921 
(Geſetzblatt Seite 51) bewilligten Anleihemitteln zu entnehmen. Späteſteus am 1. April 1922 muß die 
Deckung durch beſondere Geſetze geregelt ſein. 


§ 5. 
Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vont 1. a 1922 in Kraft. 
Danzig, den 8. März 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Strunk. - 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


